
Frauennetz
empfi ehlt ein Ja
Obwohl im Regierungsprogramm 
die Förderung von Familie und Be-
ruf definiert ist, hat die Regierung 
den seit 2010 bestehenden Finanzie-
rungsstopp für neue Kitas nicht auf-
gehoben. Die Gesetzesvorlage der 
Regierung (Vernehmlassungsbericht 
vom Dezember 2015) sowie die Initi-
ative der Wirtschaftskammer wollen 
diesen Stillstand nun ändern. Auch 
die Problematik der über die Kran-
kentaggeldversicherung finanzierten 
Mutterschaftstaggelder, die in der 
KVG-Revision nicht aufgenommen 

wurde, soll gleichzeitig gelöst wer-
den. In der Diskussion um die Initia-
tive fällt leider auf, dass Themen 
vermischt und falsch dargestellt 
werden. Die FAK-Beiträge werden 
fast zu 97 Prozent von den Arbeitge-
bern und zu 3 Prozent von Selbst-
ständigen sowie nicht Erwerbstäti-
gen bezahlt, was schon immer so ge-
regelt war. Dieses Geld kommt alle 
Familien zugute. Die Finanzierung 
des Mutterschaftstaggeldes über die 
FAK kommt nicht nur Arbeitgebern, 
sondern auch Arbeitnehmenden zu-
gute. Die Krankentaggeldprämien 
werden sinken, da das Mutter-
schaftstaggeld nicht mehr von den 
Versicherungen ausbezahlt wird. Da-

von profitieren die Arbeitnehmen-
den, denn sie bezahlen 50 Prozent 
der Prämien. Ausserdem steigert es 
die Chancen für Frauen auf dem Ar-
beitsmarkt, da sie nicht mehr als Ri-
siko dafür betrachtet werden, dass 
sich wegen einer Schwangerschaft 
die Prämie erhöht. Selbstständig er-
werbstätige Frauen können heute 
freiwillig eine Krankengeldversiche-
rung abschliessen, welche bei Mut-
terschaft Taggelder auszahlt. Für sie 
muss es nach Annahme der Initiati-
ve die Möglichkeit geben, Taggeld 
von der FAK zu bekommen. In der 
Initiative fehlt die Finanzierung für 
die ausserhäusliche Betreuung bei 
Tagesmüttern. Um eine Ungleichbe-
handlung zwischen Kitas und Tages-
müttern zu vermeiden, müsste hier 
eine Regelung getroffen werden. 
Wird die Vorlage abgelehnt, würde 
der unbefriedigende Zustand andau-
ern. Niemandem wäre geholfen! Im 
Gegenteil. Es würde argumentiert, 
die Stimmberechtigten wollten, dass 
die Kitas weiterhin Privatsache sind. 
Wird die Initiative jedoch angenom-
men, kann, wie die Wirtschaftskam-
mer selbst sagt, das Angebot erwei-
tert werden. Ein Nein zur Initiative 
würde einen weiteren Stillstand in 
der Familienpolitik bedeuten. Auch 
wenn einzelne Themen nicht abge-
deckt sind oder die konkrete gesetz-
liche Ausformulierung noch offen 
ist, ist die Initiative ein wichtiger 
Schritt für eine bessere Vereinbar-
keit von Familie und Beruf. Deshalb 
empfiehlt das Frauennetz Liechten-
stein ein Ja.

Frauennetz Liechtenstein

Die Steuereinnahmen 
sind innerhalb eines 
Jahres um stolze 11 Pro-
zent gestiegen und 

sprudeln derzeit richtiggehend, 
was Liechtensteins Finanzminis-
ter natürlich sichtlich freut 
und manche Kritik am 
neuen Steuergesetz et-
was relativiert. Interes-
sant ist dabei, wie 
schon öfter beobach-
tet, die Vertei-
lung der 
Steuerein-
nahmen.

Liechtensteins Staatshaushalt 
vertraut ist, weiss, dass solche 
Sondereffekte in Liechtenstein 
eigentlich jedes Jahr in der einen 
oder anderen Form vorkommen. 
Ein wirklicher Sondereffekt wäre 

es dagegen, wenn es mal kei-
ne Sondereffekte gäbe ...

Ist somit alles im Lot 
mit unseren Finanzen 
und Steuern? Grund-

sätzlich ja und es 
gibt auf die-

sem Plane-
ten ver-
mutlich
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